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Das Weimarer Dreieck jetzt 
stärken und nutzen 
Europapolitische Funktionen der deutsch-polnisch-französischen Zusammenarbeit 
Kai-Olaf Lang / Daniela Schwarzer 

Das »Weimarer Dreieck« besteht mittlerweile seit 20 Jahren. Doch jenseits glanzvoller 
Gipfeltreffen war die deutsch-polnisch-französische Kooperation zu keinem Zeitpunkt 
ein wirksamer Gestaltungsfaktor der europäischen Politik. Dabei könnte das Format 
durchaus nützliche Funktionen in der EU wahrnehmen. Das gilt gerade für die grund-
legenden Zukunftsfragen, vor denen die Union gegenwärtig steht. Anlass für gemein-
same Initiativen bieten nicht nur die aktuellen Herausforderungen in der Wirtschafts-, 
Finanz- und Energiepolitik. Auch in die Sicherheitspolitik und die Europäische Nach-
barschaftspolitik, wo bisherige Strategien zu überdenken sind, könnte sich das Trio 
einbringen. Um eine konsequente Dreierkooperation zu erleichtern, sollten Deutsch-
land, Frankreich und Polen die trilateralen Konsultationsstrukturen festigen. 

 
Monat für Monat wird deutlicher, dass die 
EU mehr mitgliedstaatliche Koordinierung 
und eine durchsetzungsstärkere Führung 
benötigt. Die Staatsverschuldungskrise in 
der Eurozone, wachsende nationale Parti-
kularismen sowie politische Spannungen 
zwischen den Mitgliedstaaten destabilisie-
ren die EU zunehmend im Innern. Ohnehin 
ist die Europa-Begeisterung in vielen Haupt-
städten geschwunden. Zugleich stellen sich 
der EU akute Herausforderungen in ihrer 
unmittelbaren Nachbarschaft – sei es die 
Diktatur in Belarus oder der Umbruch in 
der arabischen Welt. Hier zeigt sich einmal 
mehr, dass die Union ohne Engagement 
der Mitgliedstaaten kaum internationale 
Ordnungsfunktionen erbringen kann. 

In dieser Situation wäre es nützlich, 
der europäischen Architektur zusätzliche 
Stützstreben einzufügen, mit denen sich 
die Gemeinschaft stabilisieren und poli-
tisch handlungsfähig machen lässt. Klein-
gruppen aus Staaten, die über längere Zeit 
zusammenarbeiten, und lose strukturierte 
Kooperationsgefüge könnten wichtige Im-
pulsgeber sein. Dies gilt insbesondere seit 
der Umsetzung des Lissabonner Vertrags, 
der den Europäischen Rat als Steuerungs- 
und Entscheidungsgremium maßgeblich 
aufgewertet hat. 

Das »Weimarer Dreieck« aus Deutsch-
land, Frankreich und Polen könnte eine 
solche europapolitisch relevante Gruppie-
rung werden. Es umfasst drei Schlüssel-
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länder und mit den deutsch-französischen 
sowie den deutsch-polnischen Beziehungen 
zwei essentielle Bilateralismen in der EU. 
Wenn Polen am 1. Juli 2011 die Ratspräsi-
dentschaft übernimmt, hat eines der Wei-
marer Länder die Chance, europapolitische 
Akzente zu setzen. Warschau benötigt da-
für allerdings die Unterstützung gleich-
gesinnter Regierungen, denn der rotierende 
Vorsitz ist durch Schaffung eines permanen-
ten Ratspräsidenten geschwächt worden. 

Polen verfolgt derzeit eine proaktive  
Europapolitik und sucht dabei die Nähe zu 
Deutschland wie Frankreich. Gleichzeitig 
bekennt sich die Bundesregierung dazu, die 
deutsch-polnischen Beziehungen intensi-
vieren zu wollen. Weitergehendes Interesse 
an der trilateralen Zusammenarbeit ist in-
des vor allem noch in Paris zu wecken. 

Verpasste Chance vor Polens Beitritt 
Das Weimarer Dreieck gehört zu jenen 
Figuren auf der politischen Landkarte Euro-
pas, an die man immer wieder übertriebene 
Hoffnungen geknüpft hat. Gegründet 
wurde es im August 1991, als die Außen-
minister Deutschlands, Frankreichs und 
Polens in Weimar erstmals trilateral zusam-
mentrafen. Ihre Absicht war es vor allem, 
die drei Länder in einem unübersichtlichen 
europäischen Umfeld an gemeinsamen 
Grundwerten auszurichten. Zusammen 
wollte man darauf hinarbeiten, Demokra-
tie, Wohlstand und Sicherheit zu festigen. 

Auf zivilgesellschaftlicher und kulturel-
ler Ebene entwickelte sich im Folgenden 
ein teils reger Austausch zwischen den drei 
Ländern. Doch die europapolitischen Ergeb-
nisse der Kooperation blieben weit hinter 
den proklamierten Zielen zurück. Selbst das 
Kernanliegen der neunziger Jahre, Polens 
Aufnahme in die EU zu flankieren, wurde 
letztlich nicht erfüllt. Was dem Beitritt von 
2004 den Weg ebnete, waren harte deut-
sche Interessen, Warschaus beharrliche 
Bemühungen und der allmählich unum-
kehrbare Prozess der Osterweiterung ins-
gesamt. Das Weimarer Dreieck spielte dabei 
nur eine untergeordnete Rolle. Nach 2004 

wiederum wurde die Dreiergruppe nicht, 
wie erhofft, zum »neuen Motor« der ver-
größerten EU. 

Keine Neuausrichtung seit 2004 
Noch auf dem Breslauer Gipfel von Mai 
2003 hatten die Spitzenvertreter der drei 
Länder ein ambitioniertes Programm zur 
Stärkung der trilateralen Kooperation for-
muliert. In einer Gemeinsamen Erklärung 
würdigten sie Weimar als »Forum des Dia-
logs und der Zusammenarbeit«, das zu  
einer »Impulse gebenden, gestaltenden 
Kraft im Dienst der erweiterten Union« 
entwickelt werden solle. 

Auf dieser Basis wäre möglich gewesen, 
das Trio neu auszurichten. Schon bald hätte 
es sich als Konfliktlösungsmechanismus 
beweisen können, denn unmittelbar vor 
Polens EU-Beitritt kam es zu massiven Diffe-
renzen zwischen den drei Ländern. Doch 
weder bei den Auseinandersetzungen um 
den Irak-Krieg noch beim Streit um die 
»doppelte Mehrheit« (Polen kritisierte, die 
Reform der Entscheidungsfindung im Rat 
begünstige übermäßig Deutschland und 
Frankreich) wurde das Weimarer Dreieck 
aktiviert. Auch zu den langwierigen Ver-
handlungen nach Polens Beitritt – etwa 
über die Ausrichtung der Kohäsionspolitik 
oder die Reform der Gemeinsamen Agrar-
politik (GAP) – leistete das Format keinen 
Beitrag. 

Dass die Initiative von 2003 folgenlos 
blieb, hatte viele Ursachen. Verantwortlich 
dafür waren in erster Linie die drei Regie-
rungen selbst. In Paris herrschte eine 
grundsätzliche Skepsis gegenüber der EU-
Osterweiterung; an engerer Kooperation 
mit Polen als größtem Beitrittsland hatte 
man kein ausgeprägtes Interesse. In Berlin 
wurden ambitionierte Absichtserklärungen 
formuliert, hinter denen das tatsächliche 
Handeln aber weit zurückblieb. In Polen war 
die innenpolitische Konstellation einem 
europäischen Engagement nicht zuträglich, 
zumal während der Regierungs- bzw. Präsi-
dentenzeit der Kaczyński-Zwillinge und 
ihrer Partei. 
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Bremswirkung hatten vor allem auch die 
bilateralen Verhältnisse in den ersten Jah-
ren nach der EU-Erweiterung. Die deutsch-
polnischen Beziehungen waren zwar inten-
siv, gerieten aber immer wieder in Turbu-
lenzen. Die deutsch-französische Dyade 
unter Merkel/Sarkozy schwankte zwischen 
exklusivem Führungsanspruch und gegen-
seitigem Misstrauen. Frankreich und Polen 
begegneten sich lange mit Zurückhaltung 
oder Unverständnis, etwa wenn es um die 
transatlantischen Beziehungen ging oder 
um das Verhältnis zwischen EU und Nato. 
Die Treffen im Weimarer Rahmen weckten 
in Frankreich jedenfalls kaum stärkeres 
Interesse an Osteuropa. Wenig änderte sich 
auch an den polnischen Ängsten vor einer 
deutsch-französischen Dominanz, wie sich 
etwa während der Diskussion um den Ver-
fassungsvertrag zeigte. 

Günstige Voraussetzungen im Innern 
Nachdem das Dreierformat jahrelang ge-
schwächelt hat, gibt es gegenwärtig einige 
Faktoren, die ihm mehr Schwung verleihen 
könnten. Günstig sind zunächst einmal die 
inneren Voraussetzungen. Die polnische 
Regierung unter Premier Donald Tusk 
(der gute Chancen hat, sein Amt nach den 
Parlamentswahlen im Herbst zu behalten) 
verfolgt eine proaktive Europapolitik in 
Zusammenarbeit mit Berlin und Paris. Seit 
2010 wird sie dabei durch den ihr nahe-
stehenden Staatspräsidenten Bronis ław 
Komorowski unterstützt. Dieser hat es zu 
einem vorrangigen Ziel seiner Politik er-
klärt, das Weimarer Dreieck zu vitalisieren. 

Deutschland betont vor allem seit 2009 
seine Absicht, die Kooperation mit Polen 
aufzuwerten und ähnlich intensiv zu gestal-
ten wie jene mit Frankreich. Auf einer ge-
meinsamen Sitzung, die am 21. Juni 2011 
in Warschau stattfand, skizzierten die deut-
sche und die polnische Regierung ein ambi-
tioniertes Programm der bilateralen Zusam-
menarbeit; dabei formulierte man auch die 
Idee einer deutsch-polnischen Partnerschaft 
für Europa. Ebenfalls vertieft werden soll 
hier die Kooperation im Weimarer Rahmen.  

In Frankreich sind die Bedingungen für 
eine Relancierung des Trios zumindest 
kurzfristig ebenfalls relativ gut. Präsident 
Nicolas Sarkozy könnte von sichtbaren Er-
folgen europäischer Zusammenarbeit profi-
tieren. Jenseits von Verschuldungskrise und 
Nordafrika-Politik werden Themen der EU-
Integration in Paris derzeit eher vernach-
lässigt, denn bis Ende 2011 konzentriert 
sich die außenpolitische Aufmerksamkeit 
auf Frankreichs G20-Vorsitz. Gerade beim 
Euro-Krisenmanagement und bei den Be-
mühungen um eine stärkere europäische 
Wettbewerbsfähigkeit könnte Paris sich 
im Verbund mit Berlin und Warschau als 
Reform- und Konsolidierungsbefürworter 
profilieren. Da der Druck der Märkte auch 
auf französische Staatsanleihen wächst, 
muss Sarkozy ein solches Image pflegen. 

Allerdings gibt es dafür nur ein begrenz-
tes Zeitfenster. Im Mai 2012 wird in Frank-
reich der neue Präsident gewählt, im Juni 
das neue Parlament. Ab Ende 2011 dürfte 
Sarkozy stark vom Wahlkampf absorbiert 
sein. Europapolitisch könnte er in dieser 
Phase sprunghafter werden, nicht zuletzt 
wegen der Popularität der rechtsradikalen 
Kandidatin Marine Le Pen. Gerade in einer 
solchen Situation – aber auch für die Zeit 
nach den Wahlen – wäre es nützlich, wenn 
die Weimarer Kooperation einer zuvor defi-
nierten Agenda folgen würde. 

Trotz der zumindest in Deutschland und 
Polen guten internen Bedingungen ist es 
also keine ausgemachte Sache, dass sich 
Weimar europapolitisch relancieren lässt. 
Zwar haben in letzter Zeit die Interaktionen 
im Trio tatsächlich zugenommen. Den Kern 
bildeten Treffen der Außenminister und 
Europa-Staatssekretäre. Dabei wurden in 
der Außen- und Sicherheitspolitik mehr-
fach Akzente gesetzt, etwa durch Einbezie-
hung der östlichen Partner Ukraine und 
Russland. Zudem gab es Initiativen zur Stär-
kung der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (GSVP), beispielsweise 
in Form eines Briefes der sechs Außen- und 
Verteidigungsminister an die Hohe Vertre-
terin Catherine Ashton im Dezember 2010. 
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Doch wenn es um »harte« Fragen euro-
päischer Politik ging, ließen gerade Paris 
und Berlin das Dreieck auch in jüngster 
Vergangenheit links liegen. Das betrifft etwa 
den Mittelfristigen Finanzrahmen der EU, 
für den beide Länder zusammen mit Groß-
britannien und weiteren Gleichgesinnten 
»Vorpositionierungen« auf dem Oktober-
Gipfel 2010 vornehmen wollten. Ein weite-
res Beispiel ist das deutsch-französische Posi-
tionspapier vom Herbst 2010 zur Zukunft 
der GAP, das ebenfalls nicht mit Polen ab-
gestimmt wurde. Und der von Berlin und 
Paris vorgeschlagene Euro-Wettbewerbs-
pakt war als strengeres Koordinierungs-
instrument zunächst allein für die Staaten 
der Eurozone gedacht. 

Aus Warschau folgten jeweils harsche 
Reaktionen. Sie zeigten, dass Polen sich von 
deutsch-französischen Alleingängen beson-
ders brüskiert fühlt. Ungeachtet aller An-
kündigungen wurden die Koordinierungs-
mechanismen zwischen Berlin und Paris 
bislang nur punktuell für die polnische 
Seite geöffnet. Daran ändert auch der Um-
stand wenig, dass Deutschland beim Wett-
bewerbspakt von Anfang an Offenheit für 
Nicht-Euro-Staaten signalisiert hat und 
Polen auf dem Weimarer Gipfel von Feb-
ruar 2011 zur Teilnahme an dem neuen 
Koordinierungsgefüge eingeladen wurde. 

Mögliche europapolitische Aufgaben 
Dies alles zeigt: In Frankreich und Deutsch-
land neigt man bislang dazu, das politische 
Potential Weimars geringzuschätzen. Soll 
das Dreieck der EU aber praktische Dienste 
erbringen, so muss es vom Konsultations-
gremium zum Kooperationsrahmen ausge-
baut werden. Gelingt dies, könnte das For-
mat vier Aufgaben wahrnehmen. 

Clearingfunktion: Das Weimarer Dreieck 
wäre vorrangig dafür zuständig, Kompro-
misse auszuarbeiten, und würde so zur 
innereuropäischen Entscheidungsvorberei-
tung und Konfliktlösung beitragen. 

Impulsgeberfunktion: In dieser Rolle würde 
das Weimarer Dreieck gezielt Themen auf 
die Agenda der EU setzen. 

Steuerungsfunktion: Angesichts zunehmen-
der Schwierigkeiten der EU, Politikfelder 
und Themen langfristig weiterzuentwi-
ckeln, könnte Weimar in einigen Fragen 
die strategische Steuerungsfähigkeit der 
Union verbessern. Steuerung meint dabei 
keine dominante Lenkung, sondern eine 
Richtungsgebung, deren Legitimität sich 
auf Einbeziehung anderer Partner stützt. 

Klammerfunktion: In der jetzigen integra-
tionspolitischen Gesamtsituation mit ihren 
neuen Spaltungsrisiken könnte das Dreieck 
den EU-internen Zusammenhalt zwischen 
alten und jungen, »westlichen« und »öst-
lichen« Mitgliedstaaten festigen. Weimar 
bietet auch die Chance, regionale Zusam-
menhänge und Club-Strukturen, denen die 
Trio-Partner jeweils angehören, miteinan-
der zu verbinden. 

Schwächen und Erfolgsbedingungen 
Über diese Funktionen kann man nicht dis-
kutieren, ohne die Handlungsgrenzen des 
Formats zu berücksichtigen. Hierzu gehört, 
dass das Weimarer Dreieck – ähnlich wie 
die deutsch-französische Zusammenarbeit – 
ein Bündnis der Schwergewichte ist und 
alle seine Vereinbarungen der Akzeptanz 
kleinerer EU-Staaten bedürfen. Das Trio 
müsste daher stets über eines seiner Mit-
glieder mit anderen Konstellationen »ver-
linkt« werden – etwa der Visegrád- Gruppe 
(Polen), den Mittelmeer-Anrainern (Frank-
reich), der Benelux-Kooperation (Deutsch-
land) oder dem Ostseeraum (Deutschland, 
Polen). Möglicherweise könnten zu Weima-
rer Treffen auch EU-Partnerländer (z.B. Groß-
britannien in Verteidigungsfragen) oder 
Repräsentanten der Union (z.B. die Hohe 
Vertreterin) eingeladen werden. 

Dass Weimar ein Format ohne Großbri-
tannien ist, muss in vielen Bereichen kein 
Problem sein. Es gibt jedoch mehrere The-
menfelder, auf denen die drei Weimarer 
Länder die europäische Politik ohne Lon-
don nur schwer stärken können. Bei der 
GSVP etwa hat das Dreieck zwar schon Fort-
schritte erzielt. Mittelfristig stellt sich aber 
die Frage, wie Großbritannien mit seinem 
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politischen Gewicht und seinen militäri-
schen Fähigkeiten an entsprechende Initia-
tiven Weimars angedockt werden kann. Ob 
der französisch-britische Verteidigungs-
bilateralismus hier eine Brücke bietet, ist 
noch offen. 

Überdies bergen Abstimmungsprozesse 
in der Weimarer Konstellation das Risiko, 
dass die drei Länder sich gegenseitig neu-
tralisieren oder auf dem kleinsten gemein-
samen Nenner verharren. Wenn Grund-
positionen zu weit auseinander liegen und 
ein gemeinsames Vorverständnis für be-
stimmte Initiativen fehlt, dürfte vor allem 
die Impulsgeberfunktion leiden. Weimar 
droht dann zu einem Forum zu werden, 
in dem sich die drei Beteiligten gegenseitig 
belauern und bremsen. So ist gerade aus 
deutscher Sicht zu fragen, ob ein themen-
abhängiges Changieren zwischen dem Bila-
teralismus mit Polen (etwa bei Fragen der 
Östlichen Partnerschaft) und jenem mit 
Frankreich (etwa bei bestimmten wirt-
schafts- und finanzpolitischen Themen) 
nicht bessere Ergebnisse bringt als der 
schwerfällige Prozess im Dreieck. Bedenken 
muss man, dass das Management eines tri-
lateralen Arrangements deutlich komple-
xer ist als die Pflege der gut eingeübten 
deutsch-französischen und deutsch-polni-
schen Beziehungen. Werden diese Probleme 
nicht realistisch eingeschätzt, bedeutet 
»mehr Weimar« nur mehr Koordinierung – 
bei wenig politischem Ertrag. 

Bei allen Versuchen zur Stärkung des 
Dreiecks ist auch zu überlegen, wie Frank-
reich nachhaltig dafür motiviert werden 
kann. Die erfolgreiche Initiative zur GSVP 
zeigt, dass französisches Interesse sich dann 
wecken lässt, wenn Deutschland und Polen 
den Weimarer Fokus auf Themen lenken, 
denen in Paris besondere europapolitische 
Relevanz zugeschrieben wird. 

Leitlinien für die Kooperation 
Zu begründen ist also, warum bei bestimm-
ten europapolitischen Fragen gerade dieses 
Format eine sinnvolle Gestaltungsfunktion 
in der EU wahrnehmen kann. Dabei muss 

man berücksichtigen, dass auch ein poli-
tisch dynamisiertes Weimarer Dreieck 
keine territorial begründete Regional-
gruppe bildet. Das Format ist vielmehr als 
Element eines handlungsfördernden, offe-
nen und integrationstreuen Minilateralis-
mus in der EU zu verstehen. Die Dreier-
kooperation besitzt zwei verschiedene 
Handlungssphären. Vereinfacht gesagt hat 
sie eine weiche (zivilgesellschaftliche oder 
kulturelle) und eine harte (europa- und 
außenpolitische) Dimension. Beide hängen 
locker zusammen, müssen aber bei der Ziel-
festlegung im Trio möglicherweise getrennt 
behandelt werden. Erfolge auf der einen 
Ebene dürften indes Fortschritte auf der je-
weils anderen befördern. 

Das Verhältnis des Formats zu den drei 
unterschiedlich ausgeprägten Bilateralis-
men ist noch zu klären. Weimar wird auch 
im Falle seiner Aufwertung die zweiseitige 
Zusammenarbeit auf absehbare Zeit nur 
ergänzen, nicht ersetzen. Überdies ist es 
gerade mit seiner jüngeren Außendimen-
sion (unter Einbeziehung etwa Russlands 
oder der Ukraine im Rahmen der Weima-
rer-Dreieck-Plus-Treffen) von anderen Kon-
figurationen abzugrenzen, an denen eines 
oder mehrere der drei Länder beteiligt 
sind – etwa den Konsultationen zwischen 
Deutschland, Polen und Russland oder den 
vereinzelten Treffen zwischen Deutschland, 
Frankreich und Russland. Doch ungeachtet 
dieser grundsätzlichen Erwägungen be-
nötigt Weimar permanente inhaltliche 
Schwerpunkte, will es seine europapoliti-
sche Zugkraft steigern. Dafür bieten sich 
vier Themen an. 

»Außen-Weimar« und der Osten 
In den EU-Außenbeziehungen könnten Ber-
lin, Paris und Warschau künftig stärker als 
koordinierte Impulsgeber auftreten. Gerade 
bei der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
(ENP) wäre das Dreieck in der Lage, die Ge-
wichte zwischen der östlichen und der 
mediterranen Dimension auszutarieren. 
Polen ist Vorreiter einer Kooperation mit 
den östlichen Nachbarn, Frankreich enga-
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giert sich im mediterranen Raum, Deutsch-
land wiederum wirkt durch eine aktive Ost-
politik und beachtliche Interessen im süd-
lichen Mittelmeer in beide Nachbarschaf-
ten hinein. Weimar könnte daher wie kein 
anderes Format einen stabilen ENP-Konsens 
in der EU herbeiführen und die unions-
interne Ost-Süd-Konkurrenz abmildern. 

Als mögliches Vorbild bieten sich die 
Weimarer Außenminister-Runden an, bei 
denen 2010 der russische bzw. der ukraini-
sche Minister mit seinen drei Kollegen zu-
sammenkam. Nach diesem Muster könnten 
auch Treffen mit Vertretern anderer Länder 
stattfinden, etwa aus der südlichen Nach-
barschaft der EU. Letzteres würde sich als 
französische Initiative im Weimar-Rahmen 
anbieten. Auf »Chefebene« ließe sich diese 
Idee akzentuieren, würde – wie von Polens 
Präsident Komorowski erwogen – das russi-
sche Staatsoberhaupt zu einem Weimarer 
Gipfeltreffen eingeladen. 

Gleichzeitig sollte das »außenpolitische 
Weimar« auch auf praktischer Ebene fort-
entwickelt werden. Eine trilaterale Arbeits-
gruppe der drei Außenministerien zu 
Fragen der Ost- und Nachbarschaftspolitik 
könnte durch gemeinsame Projektvorschlä-
ge die Modernisierungspartnerschaft der 
EU mit Russland ebenso wie die Östliche 
Partnerschaft konkretisieren. Mit der ge-
bündelten Autorität Frankreichs, Deutsch-
lands und Polens könnten gemeinsame Er-
klärungen und vor allem Reisen der Außen-
minister gerade bei Partnern in der Nach-
barschaft der EU Wirkung erzielen und Re-
formen stützen. 

Insbesondere die Frage »demokratischer 
Nachbarschaften« der EU wäre als Vorrang-
thema für das Weimarer Dreieck geeignet, 
beschäftigt sie doch – wenn bislang auch 
mit unterschiedlichen geographischen 
Präferenzen – alle drei Länder. Sowohl hin-
sichtlich der unguten Entwicklungen in 
Belarus oder der Ukraine als auch mit Blick 
auf die ermutigenden Prozesse in Tunesien 
und Ägypten könnte sich die Dreiergruppe 
stärker einbringen. Neben einer engeren 
politischen Abstimmung im Umgang mit 
den Transformationsstaaten könnte dies 

einen Know-how-Transfer insbesondere aus 
Polen einschließen. Denkbar wäre die Grün-
dung einer trilateralen »Weimarer Stiftung 
für Demokratie«, die bürgerschaftliche und 
reformpolitische Erfahrungen von Organi-
sationen aus den drei Ländern bündelt und 
diese in die Nachbarschaft der EU weiter-
trägt. 

Sollte der immer wieder diskutierte 
»Weimarer Fonds« (zur Unterstützung tri-
lateraler Maßnahmen vor allem auf dem 
Gebiet von Forschung und zwischen-
gesellschaftlichem Austausch) endlich ent-
stehen, so könnte er Besuchs- und Residenz-
programme für Vertreter neuer demokra-
tischer Eliten in den EU-Nachbarländern 
auflegen. Überdies könnte der Fonds für 
Wissenschaftler, Studierende oder Fach-
kräfte aus Wirtschaft und Verwaltung spe-
zielle »Weimarer Fellowship-Programme« 
entwickeln, die Berufs- oder Ausbildungs-
stationen in allen drei Ländern umfassen. 

»Sicherheits-Weimar«: 
GSVP-Erfolge weiterentwickeln 
Europas Sicherheits- und Verteidigungs-
politik gehört zu den wenigen Feldern, auf 
denen Weimar sichtbare Fortschritte erzielt 
hat. Dies gelang, obwohl sich die drei Län-
der sicherheitspolitisch traditionell unter-
schiedlich orientieren – Polen atlantisch, 
Frankreich europäisch und Deutschland 
beide Komponenten gleichermaßen beto-
nend. 

Eine trilaterale Zusammenarbeit bei der 
GSVP stärkt die Europäisierung der polni-
schen Sicherheitspolitik und bindet Frank-
reich (bei Wahrung seiner neuen bilatera-
len Kooperationsvorhaben mit Großbritan-
nien) an Deutschland und Polen. Zugleich 
lässt sich auf diese Weise mehr Konvergenz 
im Sinne eines euroatlantischen Sicher-
heitskonsenses aller drei Länder herstellen. 
Anschauliche Beispiele dafür liefern etwa 
die Idee, eine Weimarer Battle Group (also 
einen EU-Kampfverband) aufzubauen, der 
bereits erwähnte Brief der Außen- und Ver-
teidigungsminister an die Hohe Vertreterin 
oder gemeinsame Vorschläge zur Stärkung 
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von Planungs- und Führungsstrukturen für 
EU-Einsätze. 

Allerdings sollte die trilaterale Diskus-
sion von Sicherheitsfragen über die GSVP 
hinaus ausgedehnt werden. Schließlich ent-
standen in der Vergangenheit bereits Kon-
flikte zwischen Paris und Berlin auf der ei-
nen sowie Warschau auf der anderen Seite, 
weil es unterschiedliche Bewertungen etwa 
zu den transatlantischen Beziehungen, 
dem postsowjetischen Raum oder der Rolle 
Russlands gab. Ein regelmäßiger Sicher-
heits-Trialog zwischen hohen Vertretern 
von Regierungszentralen, Außen- und Ver-
teidigungsministerien, möglicherweise 
flankiert durch ein breiteres Forum mit 
operativ-administrativem Personal, Parla-
mentariern und Experten, würde den stra-
tegischen Austausch zwischen den drei 
Partnern stärken. 

Wirtschaftspolitische Themen 
Nicht ausgeschöpft sind bislang die Poten-
tiale des Trios im wirtschaftspolitischen 
Bereich. Bis zu Polens Euro-Beitritt kann 
Weimar eine wichtige Brückenfunktion 
zwischen Mitgliedern und Nicht-Mitglie-
dern des Euroraums bieten, wobei sich 
Polen als Noch-Nicht-Mitglied etwa deutlich 
von Großbritannien abheben würde. Auf 
diese Weise kann das Dreieck dazu beitra-
gen, Kandidatenländer möglichst eng an 
den politischen Vertiefungsprozess anzu-
binden, der momentan im Währungsraum 
vollzogen wird. 

Aus deutscher Sicht ist Polen auch des-
halb ein wichtiger Partner, weil es etwa bei 
der haushaltspolitischen Koordinierung – 
schon wegen einer in der Verfassung fest-
geschriebenen Verschuldungsobergrenze – 
ähnlich stabilitätsorientierte Positionen 
einnimmt wie die Bundesrepublik. Polen 
gehört überdies zu jenen EU-Ländern, die 
am dynamischsten aus der Wirtschaftskrise 
herauswachsen. Während der polnischen 
Ratspräsidentschaft werden Themen wie 
die Vertiefung des Binnenmarkts und die 
Erschließung neuer Wachstumsquellen 
eine wichtige Rolle spielen. Das Trio kann 

entscheidend dazu beitragen, diesen An-
liegen zum Erfolg zu verhelfen. 

Dazu müsste das ordnungspolitische 
Einvernehmen zwischen Berlin und War-
schau mit der gerade beim Euro-Krisen-
management teils intensiven deutsch-
französischen Kooperation zusammen-
geführt werden. Für Paris könnte ein An-
reiz zugunsten des Dreiecks darin bestehen, 
Polen mit entsprechenden deutsch-franzö-
sischen Positionen zu verkoppeln, denn 
Frankreichs wirtschafts- und finanzpoliti-
sche Vorstellungen ließen sich durch Ab-
stimmung mit einem wichtigen Partner 
außerhalb der Eurozone legitimieren. Die 
Bundesregierung hätte dabei eine Schar-
nierfunktion, wobei sie in vielen Bereichen 
mit der Kooperationsbereitschaft beider 
Seiten rechnen könnte. Ein erster Schritt 
bestünde darin, regelmäßige Treffen der 
Wirtschafts- und Finanzminister im Wei-
mar-Format einzuführen. 

Europäische Energiepolitik 
In der Energiepolitik gibt es zwischen 
Frankreich, Deutschland und Polen zahl-
reiche Berührungspunkte und Reibungs-
flächen. Durch den deutschen Alleingang 
beim Atomausstieg erhalten sie teils neue 
Relevanz. Anders als die Bundesrepublik 
wollen Frankreich und Polen etwa die Ko-
operation bei der Kernenergie ausbauen. 
Zugleich setzen Deutschland wie auch 
Polen auf die Erforschung »sauberer« Kohle-
nutzung, denn beide Länder haben eine 
starke Kohleindustrie und bekommen die 
Implikationen der europäischen Klima-
politik zu spüren. Allerdings gibt es auch 
Interessenunterschiede – etwa was die 
Nord-Stream-Pipeline betrifft, an der deut-
sche wie französische Firmen beteiligt sind, 
die in Polen aber skeptisch gesehen wird. 
Dass die Interessen der drei Länder teils 
stark divergieren, ist einerseits ihrem je-
weiligen Energiemix geschuldet, anderer-
seits ihrer unterschiedlichen energiewirt-
schaftlichen Abhängigkeit. 

Ein Weimarer Energiegipfel (der Wirt-
schaftsminister bzw. Wirtschafts- und Um-
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weltminister) könnte Differenzen aus-
räumen, aber auch Anstöße für praktische 
Vorhaben geben. Eine gemeinsame Energie-
effizienz-Initiative, die idealerweise auf 
weitere Partner ausgedehnt würde, könnte 
Firmen, Verwaltungen, Kommunen und 
Forschungsinstitutionen zusammenbrin-
gen. Ziel wäre, auf Ebene lokaler Selbstver-
waltungen innovative Lösungen für Ener-
giesparmaßnahmen, Nachhaltigkeit und 
Klimaschutz zu entwickeln. 

Operative Stärkung des Trios 
Damit sich diese Schwerpunktfelder aus-
füllen lassen, ist ein stringentes und opera-
tiv starkes Management notwendig. Es 
muss die Zusammenarbeit auf Chefebene 
unterstützen, kann diese aber keinesfalls 
ersetzen. Das Weimarer Dreieck sollte nicht 
durch neue Strukturen überfrachtet wer-
den; sinnvoll wäre indes, einige wenige 
Leuchtturm- und Koordinierungseinrich-
tungen zu schaffen. Um das Format effek-
tiver zu machen, sollte man etwa die mit 
der Dreierkooperation befassten Stellen 
hinreichend miteinander vernetzen und 
adäquat mit Ressourcen ausstatten. Inner-
halb der Außenministerien könnte jeweils 
eine Koordinierungsfunktion etabliert wer-
den, die eng an das europapolitische Ent-
scheidungszentrum angebunden ist oder 
sogar durch dieses wahrgenommen wird. 
Damit die Weimarer Zusammenarbeit sich 
inhaltlich vertiefen lässt, sind zudem in 
den einzelnen Fachressorts die Arbeits-
ebenen zu involvieren, die mit Umsetzung 
der Schwerpunkte befasst sind. 

Soll Weimar mehr europapolitisches 
Gewicht und eine stärkere konzeptionelle 
Komponente erhalten, wäre auch daran zu 
denken, die europapolitischen Schaltstellen 
der drei Länder intensiver zu verzahnen – 
etwa durch Konsultationen der Leiter der 
Europa-Abteilungen von Regierungszentra-
len und Außenministerien. Generell sind 
für die in derlei Foren diskutierten Themen-
bereiche gemeinsam inhaltliche Prioritäten 
festzulegen. Darüber hinaus müssen aber 
auch Pläne zur Umsetzung erstellt werden. 

Die Ergebnisse ließen sich im Rahmen der 
Weimar-Gipfel auf Chef- oder Europaminis-
ter-Ebene überprüfen. Solche Schritte wür-
den die Weimarer Kooperation nicht nur 
inhaltlich stärken, sondern das dreiseitige 
Zusammenwirken auch verstetigen und die 
Täler zwischen den Gipfeln weniger tief 
werden lassen. 

Eine bedeutendere Rolle als bislang 
müsste der parlamentarischen Dimension 
zukommen – allein schon aufgrund der ver-
änderten Situation seit Inkrafttreten des 
Lissabonner Vertrags. Die Zusammenkünfte 
der drei Parlamentspräsidien und EU-Aus-
schüsse sollten ergänzt werden durch Tref-
fen anderer Fachausschüsse. Mit einer fran-
zösisch-deutsch-polnischen Parlamentarier-
gruppe wiederum ließen sich die Parla-
mente quer zur inhaltlichen Ausrichtung 
verbinden. 

Abschied von Leerformeln 
Bislang war das Weimarer Dreieck mehr 
Chance als realer Handlungsrahmen. Wenn 
auch die jetzige Gelegenheit ungenutzt 
bleibt, sollten die drei Länder Konsequen-
zen ziehen und von der immer wieder pro-
klamierten europapolitischen Aufwertung 
des Formats Abstand nehmen. 

In diesem Fall sollte man darauf verzich-
ten, die praktische Kooperation zu intensi-
vieren, um nicht unnötig Ressourcen zu 
verschwenden. Kommt es zu einer ehrlichen 
Abkehr von weitreichenden europapoliti-
schen Wirkungsvorstellungen, sollte das 
Weimarer Dreieck seine Aktivitäten, wenn 
überhaupt, auf den zivilgesellschaftlichen 
und kulturellen Raum beschränken. Euro-
papolitische Vorstöße und Abstimmungen 
würden dann wie bisher vornehmlich bila-
teral – deutsch-französisch oder deutsch-
polnisch – erfolgen. Allerdings hätten Ini-
tiativen damit weniger Mobilisierungskraft, 
und der Beitrag der drei Länder zur Festi-
gung der EU in ihrer aktuellen Krisenphase 
fiele geringer aus. Das wäre der Preis für 
diese Lösung. 
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